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Zusammenfassung: Die allgemeine Soziologische Theorie hat bislang die Moderne de facto als Zivilgesellschaft kon-
zipiert. Angesichts der massiven zwischenstaatlichen Gewalt im 20. Jahrhundert erscheint es als Desiderat, Krieg ange-
messen in die soziologische Theorie der Moderne zu integrieren. Es wird hier vorgeschlagen, im Anschluss an Herbert
Spencer („militärischer“, „industrieller Gesellschaftstypus“) Kriegsgesellschaft als Vergesellschaftung sui generis von Zi-
vilgesellschaft zu unterscheiden. Demgemäß sind moderne Zivilgesellschaften primär funktional differenziert mit auto-
nomen, sich selbst steuernden Funktionssystemen. Moderne Kriegsgesellschaften sind primär hierarchisch nach Art ei-
ner militärischen Organisation differenziert und werden zentral gesteuert. Der Beitrag analysiert mittels der Kategorien
„Mobilisierung“ und „kriegsgesellschaftliches Dilemma“ die Prozesse kriegsgesellschaftlicher Transformation im Ersten
Weltkrieg und interpretiert die Sowjetunion wie das nationalsozialistische Deutschland als Erscheinungsformen moder-
ner kriegsbedingter Vergesellschaftung. Er möchte zu einem theoretischen Verständnis von Kriegsgesellschaft allgemein
und der Epoche der Weltkriege im Besonderen beitragen.
Summary: Up to now General Sociological Theory has conceived of modern society as civil society. In view of the massive
use of violence between states in the 20th century it should be regarded as desirable to integrate war in a theory of mo-
dern society. This paper suggests, in terms of Herbert Spencer (his military and industrial type of society), distinguishing
war society as a social type of its own. According to Spencer modern civil societies are primarily differentiated with
autonomous self-controlled operation systems. Modern war societies are, like military organizations, hierarchically dif-
ferentiated and centrally regulated. This paper analyzes the societal transformation of war in World War I using the
categories of “mobilization” and “war societal dilemma” and interprets the Soviet Union and the Third Reich as pheno-
mena of the modern war society. The article's intention is to contribute to a theoretical understanding of war society in
general, but especially in the period of the World Wars.
William Golding hat einmal gesagt, das 20. Jahr-
hundert sei das kriegerischste und grausamste in
der Geschichte überhaupt gewesen.1 Soziologische
Theorie hingegen konzipiert moderne Gesellschaft,
bewusst oder unbewusst, als zivilgesellschaftliche
Moderne. Sie abstrahiert von Kriegen und deren ge-
sellschaftlichen Folgewirkungen. In den großen ma-
krotheoretischen Entwürfen etwa von Parsons,
Luhmann, Habermas, Münch, Bourdieu oder den
Modernisierungstheorien nach 1945 hat der Krieg
keinen systematischen Ort. „Die Neuzeit erscheint
hier als mehr oder weniger linearer Differenzie-
rungs- und Rationalisierungsprozess, ganz so, als
ob Modernisierung stets ein friedliches, geradezu
harmonisches Fortschreiten gewesen wäre und es in
Europa die wiederkehrenden Phasen massiver zwi-
schenstaatlicher Gewalt nie gegeben hätte“ (Knöbl/
Schmidt 2000: 7, vgl. auch Knöbl 2001: 265, Joas/
Knöbl 2008). Dagegen betonen Soziologen, welche
die Kriegsblindheit soziologischer Theorie anpran-
gern, die konstitutive Bedeutung des Krieges für die
Moderne (Tilly 1975, Skocpol 1979, Giddens
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1* Für die Lektüre und Kritik des Textes danke ich Uwe
Barrelmeyer, Hansjürgen Daheim, Klaus Dammann, Ma-
rita Gelbe-Kruse, Hans Martin Kruckis, Kolja v. Wester-
holt und Marion Müller, für das Korrekturlesen Helga
Volkening. – Die Thematik dieses Aufsatzes wird in einer
Buchpublikation vertieft und weitergeführt werden, die
2010 unter dem Titel „Zur Theorie kriegsgesellschaftli-
cher Moderne“ erscheint.
1 „I can’t help thinking that this had been the most violent
century in human history.“ Diesen Satz hat Eric Hobsbawn
(1999) bezeichnenderweise seinem Werk „Age of extremes
– The short twentieth century, 1914–1991“ vorangestellt.
1985, Tilly 1985, Mann 1988, Knöbl/Schmidt
2000, Spreen 2008).2
Als Konsequenz der kriegssoziologischen Kritik an
der soziologischen Theorie wird hier vorgeschlagen,
die Moderne als Doppelgestalt von Zivilgesellschaft
und Kriegsgesellschaft zu begreifen.3 Kriegsgesell-
schaft ist demnach als differenter Vergesellschaf-
tungsmodus mit charakteristischen Strukturen, Insti-
tutionen und Handlungsorientierungen zu verstehen,
der durch eine gesellschaftliche Transformation
eingeleitet wird und daher eigener theoretischer
Anstrengungen bedarf. Es wird also eine Leitunter-
scheidung zur Diskussion gestellt, die der von
„Marktwirtschaft“ und „Planwirtschaft“ in den
Wirtschaftswissenschaften oder „Demokratie“ und
„Diktatur“ in der Politikwissenschaft entspricht. In
meinen folgenden theoretischen Überlegungen ist
Herbert Spencer von herausgehobener Bedeutung,
weil er als einziger mir bekannter soziologischer
Theoretiker ein ähnliches dualistisches Konzept
(„militärischer Gesellschaftstypus“, „industrieller
Gesellschaftstypus“) entwickelt hat. Sein „militäri-
scher Gesellschaftstypus“ ist theorietechnisch einfach
gehalten, aber er erscheint in wesentlichen Punkten
theoretisch plausibel, ausbaufähig und anschluss-
fähig an die geschichtswissenschaftliche Forschung.
Meine an Spencer anschließenden theoretischen
Überlegungen konzentrieren sich auf zwei Katego-
rien: Mobilisierung und kriegsgesellschaftliches Di-
lemma, die in einführenden theoretischen Über-
legungen vorgestellt werden (1.). Am Beispiel der
Gesellschaften des Ersten Weltkriegs soll gezeigt
werden, dass es unter den Bedingungen eines gro-
ßen, langdauernden, tendenziell totalen Krieges zu
einer gesellschaftlichen Transformation kommt
oder kommen kann, die durch einen Mobilisie-
rungswettlauf der Kriegsparteien ausgelöst wird
(2.). Daraus ergeben sich neue soziologietheoreti-
sche Interpretationsperspektiven für die gesell-
schaftlichen Entwicklungen der Sowjetunion (3.)
und des Dritten Reichs (4.). Zweck dieses Aufsatzes
ist es, kriegsbedingte Vergesellschaftung ins Blick-
feld soziologischer Theorie zu rücken.
Den theoretischen Überlegungen dieses Beitrags
liegt implizit eine analytische Unterscheidung zwi-
schen allgemeiner soziologischer Theorie und sozio-
logischer Gesellschaftstheorie zugrunde. Allgemeine
soziologische Theorie entwirft Gesellschaft als ge-
dankliches Konstrukt ohne empirischen Gegen-
stand. Dagegen handelt die soziologische Gesell-
schaftstheorie von moderner Gesellschaft als
empirischem Gegenstand. Eine allgemeine soziolo-
gische Theorie wird, sobald sie auf Gesellschaft als
empirischen Gegenstand bezogen wird, zu einer Be-
obachtungsperspektive. In diesem Sinne konstruiere
ich, eine allgemeine Theorie Spencers überarbeitend
und erweiternd (s.u.), eine Beobachtungsperspek-
tive in gesellschaftstheoretischer Absicht.
1.
Meine Grundthese besagt, dass wir idealtypisch
zwei Modernen mit unterschiedlichen Vergesell-
schaftungsmodi unterscheiden können. Die eine ist
die zivilgesellschaftliche Moderne, die wir recht er-
folgreich in der allgemeinen soziologischen Theorie
bearbeiten. Die andere ist die kriegsgesellschaftliche
Moderne, die in diesem Beitrag unter theoretischen
Gesichtspunkten thematisiert werden soll. Sie tritt
zuerst in Erscheinung während der französischen
Revolution, ausgelöst durch den Interventionskrieg
Österreichs und Preußens 1792 gegen das revolutio-
näre Frankreich. Die Hoch-Zeit der kriegsgesell-
schaftlichen Moderne liegt zweifellos in der Periode
der Weltkriege zwischen 1914 und 1945 – man den-
ke an die Kriegsgesellschaften des Ersten Weltkriegs,
die Sowjetunion, das Dritte Reich und andere Dikta-
turen. Im außereuropäischen Raum ist insbesondere
Japan zu nennen (seit dem Beginn der Meji-Dynastie
von 1868 bis zum Ende des Zweiten Weltkriegs),
nach dem Zweiten Weltkrieg die Sowjetgesellschaft
als Relikt der Epoche der Weltkriege sowie China,
Korea, Vietnam und Kuba. Bei dieser Grundthese
handelt es sich um eine übergreifende, langfristig an-
gelegte Arbeitshypothese, die in diesem Aufsatz nur
für die Zeit der Weltkriege erhärtet werden kann.
Meine zweite These ist, dass diese Gesellschaften ei-
ne Reihe von Merkmalen gemeinsam haben, die sie
von der zivilgesellschaftlichen Moderne unterschei-
den. Dazu zählen insbesondere zentrale Steuerung
und hierarchische Differenzierung nach dem Vor-
bild militärischer Organisation. Meine dritte These
besagt, dass diese gemeinsamen Merkmale maßgeb-
lich mit Krieg zusammenhängen. Kriege sind nicht
einfach Ereignisse, die kommen und gehen, sondern
sie können eine spezifische systemische Dynamik
induzieren. Große, langdauernde, „symmetrische“,
tendenziell totale Kriege (nicht: kleine, asymmetri-
sche Kriege) führen zu gesellschaftlichen Transfor-
mationen. Das Ergebnis dieser Transformations-
prozesse bezeichne ich als Kriegsgesellschaft.
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2 Vgl. zusammenfassend zum kriegstheoretischen Denken
in den Sozialwissenschaften seit Hobbes Joas/Knöbl
(2008).
3 In ähnlichem Sinne sprechen Knöbl/Schmidt (2000: 7)
metaphorisch von der „Janusköpfigkeit der Neuzeit“.
Auch Spreen (2008) unterscheidet „Kriegsgesellschaft“
und „Zivilgesellschaft“.
Kriegsgesellschaften sind meist staatlich organisier-
te Verbände, die einen tendenziell totalen Krieg füh-
ren oder einen solchen konkret vorbereiten. Nach
den Kriegen folgt eine Re-Transformation zur Zivil-
gesellschaft. Diese kann sukzessiv, zeitversetzt (wie
in der Sowjetunion) und partiell (wie in China) auf-
treten, während die kriegsgesellschaftliche Trans-
formation meist unmittelbar erfolgt, nicht selten
schon antizipativ vor Kriegsbeginn, wie in der stali-
nistischen Sowjetunion und dem Dritten Reich.
Den Ausgangspunkt für meine Überlegungen bildet
die Theorie der Gesellschaftstypen von Herbert
Spencer (1966: 568ff.). Dieser unterscheidet ideal-
typisch zwischen militärischem und industriellem
Gesellschaftstypus. Ersterer beschreibt die gesell-
schaftlichen Strukturen, die sich unter Kriegsbedin-
gungen herausbilden, letzterer die Verhältnisse un-
ter friedlichen Bedingungen. Demnach ist der
militärische Gesellschaftstypus gekennzeichnet durch
einen starken, despotischen Staat, zentrale Steue-
rung, hierarchische Differenzierung, Vergesellschaf-
tung durch Zwang, individuelle Unfreiheit, strikte
Unterordnung des Individuums, militärisches Wer-
tesystem (Tapferkeit, Heldenkult, Disziplin, Gehor-
sam, Rache) und Tendenz zu autarken Imperien.
Diese Phänomene werden direkt oder indirekt aus-
gelöst durch Mobilisierungskonkurrenz. Denn von
zwei als gleich gedachten Gesellschaften gewinnt,
theoretisch betrachtet, diejenige den Krieg, die ein
Maximum an Soldaten und Arbeitern für Kriegszwe-
cke mobilisiert. Eine ganz andere gesellschaftliche
Entwicklung ergibt sich hingegen unter friedlichen
Bedingungen („industrieller Gesellschaftstypus“).
Dann bilden sich hohe Berufsdifferenzierung und
Arbeitsteilung, abnehmende Herrschaftsintensität,
Abbau, Dezentralisierung und Demokratisierung
staatlicher Institutionen, Vergesellschaftung auf
freiwilliger Basis über das Medium des Vertrages,
zunehmender Individualismus und Nonkonformis-
mus sowie eine Tendenz zu internationalen Zusam-
menschlüssen heraus. Spencer (1966: 568f.) hat be-
tont, dass in realen Gesellschaften immer Elemente
beider Vergesellschaftungsmodi enthalten sind, in-
dustrieller und militärischer Gesellschaftstypus also
als Idealtypen zu verstehen sind.
Spencers Unterscheidung des militärischen und in-
dustriellen Gesellschaftstypus entspricht unsere
Unterscheidung von Kriegs- und Zivilgesellschaft.
Anschließend an Spencer kann man eine Kriegs-
gesellschaft idealtypisch wie folgt charakterisieren:
Grundlegend ist die Mobilisierungskonkurrenz.
Von zwei gleich gedachten Gesellschaften gewinnt
ceteris paribus diejenige, welche die größere Zahl
an Soldaten mobilisiert und einen maximalen Teil
der nichtkämpfenden Bevölkerung zur kriegsrele-
vanten Produktion einsetzt (Spencer 1966: 569ff.).
Krieg ist, aus dieser Perspektive gesehen, ein Mobi-
lisierungswettlauf, in quantitativer und qualitativer
Hinsicht.4 Eine so massive Mobilisierung kann aber
nur zentral gesteuert werden. Kriegsgesellschaften
bilden daher eine Führungselite aus Teilen der Poli-
tik, des Militärs und der Wirtschaft heraus, häufig
mit einer charismatischen Persönlichkeit an der
Spitze wie Lloyd George, Clemenceau, Hinden-
burg/Ludendorf, Stalin, Hitler, Churchill, Roo-
sevelt, Mao oder Ho Chi Minh. Die Führungseliten
beobachten Gesellschaft mit den Codes „Freund/
Feind“ und „Sieg/Niederlage“. Mittels eines wach-
senden Verwaltungsapparates wird die Mobilisie-
rung organisiert. Um sicher zu stellen, dass alle
Kräfte für die Kriegsführung eingespannt werden,
wird tendenziell die gesamte Gesellschaft nach mili-
tärischem Vorbild gemäß dem Prinzip von Befehl
und Gehorsam organisiert. Die Arbeiter werden häu-
fig militärischem Disziplinarrecht unterstellt. Das In-
dividuum zählt nicht mehr, es geht um das Überleben
des Ganzen („Du bist nichts, Dein Volk ist alles.“).
Zivilgesellschaftliche Werte wie Freiheit, Humanität
oder Demokratie treten in den Hintergrund, gefragt
sind Mut, Tapferkeit, Gehorsam und Disziplin.
Grundrechte werden eingeschränkt oder verschwin-
den ganz. Wer in der Zivilgesellschaft Menschen um-
bringt, ist ein Verbrecher, in der Kriegsgesellschaft ist
er ein Held. Im Krieg ist nicht Pluralität, sondern
Einheit und Konformität angesagt („Burgfrieden“,
„union sacré“, „Volksgemeinschaft“); kaum etwas
gefährdet den Kriegserfolg so sehr wie innere Kon-
flikte. Die Gesellschaftsorganisation sowie die Se-
mantik werden militarisiert. Wenn man ganz knapp
den Unterschied theoretisch auf den Punkt bringen
will, dann vielleicht so: Moderne Zivilgesellschaften
sind primär funktional differenziert mit autonomen,
sich selbst steuernden Funktionssystemen. Moderne
Kriegsgesellschaften sind primär hierarchisch diffe-
renziert und werden zentral gesteuert. Hierarchisch
differenziert sind sie dabei nicht im Sinne einer tradi-
tionellen Ständegesellschaft, sondern eher nach Art
einer militärischen Organisation.
All die genannten und andere kriegsgesellschaftli-
che Phänomene folgen direkt oder indirekt aus der
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4 Krieg wird im Allgemeinen durch den Gewaltbegriff de-
finiert, z. B. bei Sofsky (2002: 134f.): „Krieg ist der orga-
nisierte Einsatz kollektiver Gewalt zwischen sozialen
Großgruppen, seien dies reguläre Staatsarmeen, Horden,
Banden, Milizen, Freischärler oder Bürgerwehren.“ Da-
von zu unterscheiden ist der Ansatz, Krieg über Mobilisie-
rung bzw. deren gesellschaftliche Folgen zu definieren,
wie es hier in Anschluss an Spencer geschieht.
Mobilisierungskonkurrenz. Insofern ist Mobilisie-
rung die zentrale Größe, von der eine Theorie der
kriegsgesellschaftlichen Moderne auszugehen hat.
Doch in der Mobilisierungskonkurrenz steckt – und
spätestens an diesem Punkt verlassen wir Spencer
ein vertracktes Problem. Die Kriegsgegner müssen,
jedenfalls bei annähernd gleich starken Kräftever-
hältnissen, bestrebt sein, ein Maximum an Men-
schen und Material in größtmöglicher Qualität für
den Krieg zu organisieren. Die militärische und öko-
nomische Mobilisierung geht aber zu Lasten der Ver-
sorgung vor allem der zivilen Bevölkerung. Je mehr
Soldaten, Waffen und Ausrüstung mobilisiert wer-
den, desto weniger bleibt für die Versorgung der Be-
völkerung. Mobilisierung droht daher, auf Dauer die
physische und psychische Basis der Kriegführung zu
untergraben. Je stärker an der Mobilisierungsschrau-
be gedreht wird, desto wahrscheinlicher sind ceteris
paribus Desertationen, Rebellionen und Revolutio-
nen. Ich bezeichne dies als kriegsgesellschaftliches
Dilemma. Das Dilemma besteht darin, entweder die
militärische Kraft nicht voll zu entfalten – mit der
Konsequenz der militärischen Niederlage – oder ele-
mentare Grundbedürfnisse zu vernachlässigen und
damit Desertationen, Unruhen und Revolutionen der
erschöpften, hungernden Soldaten und Zivilisten zu
riskieren. Das kriegsgesellschaftliche Dilemma führte
im Ersten Weltkrieg zum inneren Zusammenbruch
Russlands, Österreich-Ungarns und Deutschlands.
Die Revolutionen in Mittel- und Osteuropa gegen
Ende des Ersten Weltkriegs und danach lassen sich
besser als Folgen des kriegsgesellschaftlichen Dilem-
mas verstehen denn als sozialistische Revolutionen
im marxistischen Sinn.
Grafisch lassen sich die theoretischen Überlegungen
zur kriegsgesellschaftlichen Moderne so zusammen-
fassen: (siehe obenstehende Grafik)
Meine an Spencer anschließenden kriegsgesell-
schaftstheoretischen Überlegungen sollen zu heuris-
tischen Zwecken eine Beobachtungsperspektive
konstruieren.5 Sie ist gekennzeichnet durch einen
dualistischen Gesellschaftsbegriff (Kriegsgesell-
schaft und Zivilgesellschaft). Aus dieser Perspektive
erscheint gesellschaftliche Entwicklung nicht als au-
togene Evolution, sondern als kriegsgesellschaft-
liche Transformation und zivilgesellschaftliche
Re-Transformation. Die zentralen Erkenntnis lei-
tenden Kategorien für die Kriegsgesellschaft sind
Mobilisierung und kriegsgesellschaftliches Dilem-
ma. Mit Hilfe dieser Kategorien folgen Beobach-
tungen zu Kriegsgesellschaften zur Zeit der Welt-
kriege, die sich empirisch auf die einschlägige
geschichtswissenschaftliche Literatur stützen. Diese
Gesellschaften wurden ausgewählt, weil sie mit am
stärksten dem Idealtypus einer Kriegsgesellschaft
entsprechen. Im folgenden Abschnitt (2.) soll ge-
zeigt werden, dass nach dem Ausbruch des Ersten
Weltkriegs in der Tat ein fundamentaler gesell-
schaftlicher Transformationsprozess stattfand. Im
anschließenden Teil (3.) über die Sowjetunion wird
die These vertreten, dass deren bekannte despoti-
sche und zentralistische Strukturen nicht oder nicht
nur auf ideologische Verirrung und Machtverses-
senheit zurückzuführen sind, sondern eher als ge-
sellschaftliche Reaktion auf Kriege bzw. Kriegs-
bedrohungen begriffen werden sollten. Die
Sowjetunion wird also nicht als sozialistisches Ex-
periment, sondern als Kriegsgesellschaft interpre-
tiert. Meine Ausführungen zum Dritten Reich (4.)
konzentrieren sich auf die Mobilisierungsstrategie
der nationalsozialistischen Führung und interpretie-
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Kriegsgesellschaftliche Moderne
kriegsgesellschaftliches Dilemma
Mobilisierung
zentrale Steuerung – „despotische“ Spitze
– zunehmender Organisationsgrad
– Abnahme von Grundrechten
und individuellen Freiheiten
(totaler) Krieg
– militärisch
– ökonomisch
– psychisch
militärische Werte
Desertationen
Rebellionen
Revolution
totalitäre Diktaturen
zivilgesellschaftliche 
Re-Transformation
5 Ich spreche im Folgenden auch von der „Spencerschen
Beobachtungsperspektive“.
ren sie als Lösungsversuch des kriegsgesellschaftli-
chen Dilemmas.
Dieser Beitrag thematisiert ein Erfahrungsobjekt
(Erster Weltkrieg, Sowjetunion, Drittes Reich), das
man im Allgemeinen mit der Geschichtswissen-
schaft verbindet, welches hier aber unter spezifisch
soziologischen Erkenntnisperspektiven beobachtet
wird. Er orientiert sich am Verständnis Max We-
bers (1972: 9), wonach die Soziologie auch his-
torisch arbeitet, dabei aber nach „generellen Regeln
des Geschehens“ sucht. So interessiert hier das Drit-
te Reich nicht in seiner Einmaligkeit, sondern als
Exemplar der Gattung Kriegsgesellschaft. Der
Spencersche „militärische Gesellschaftstypus“ ist
von Erkenntnis leitender heuristischer Bedeutung,
indem er den Ausgangspunkt der Analyse bestimmt
(Mobilisierung) und theoretisch anzunehmende ge-
sellschaftsstrukturelle Folgen der Mobilisierung
bezeichnet. Die Makro-Analyse kriegsbedingter
gesellschaftlicher Transformationsprozesse unter
generalisierenden Gesichtspunkten ist ein genuin
soziologisches Thema. Es werden zudem neue so-
ziologische Begriffe eingeführt wie kriegsgesell-
schaftliche Transformation, Mobilisierung, Mobili-
sierungskonkurrenz und kriegsgesellschaftliches
Dilemma. Es ist aber auch das Ziel, zu empirisch
gehaltvollen Aussagen über Kriegsgesellschaft zu
gelangen. Dazu sind die Erträge geschichtswissen-
schaftlicher Forschung, auf die sich der Beitrag
stützt, unverzichtbar. Gleichzeitig werden alle his-
torischen Ausführungen dieses Beitrags auf thema-
tisch vorgegebene theoretische Überlegungen bezo-
gen.
2.
Krieg gebiert nicht selbstläufig kriegsgesellschaftli-
che Transformation. In asymmetrischen Kriegen
findet sie allenfalls ansatzweise statt. Aber auch die
sogenannten Einigungskriege Preußens und seiner
Verbündeten 1864 gegen Dänemark, 1866 gegen
Österreich und 1870/71 gegen Frankreich brachten
keine nennenswerte kriegsgesellschaftliche Trans-
formation hervor. Sie wurden schon nach wenigen
Wochen mit einer einzigen Schlacht entschieden,
auch wenn sich der Krieg gegen Frankreich nach
der Schlacht von Sedan noch über ein paar Monate
hinzog. Bei derartigen kurzfristigen Kriegen tritt
der Mobilisierungseffekt nicht oder nur geringfügig
in Kraft, denn Krieg führende Staaten haben in der
Regel für einen kurzen Krieg vorgesorgt und genü-
gend Waffen, Munition und Lebensmittel bereit-
gestellt.
Als im Juli/August 1914 die europäischen Groß-
mächte in den Ersten Weltkrieg geraten, rechnet
nach den Erfahrungen des 19. Jahrhunderts kaum
jemand mit einem langen Krieg. Drei, maximal
sechs Monate werden veranschlagt. Der deutsche
Generalstabschef vor dem Ersten Weltkrieg, Gene-
raloberst Alfred von Schlieffen, hält wie viele ande-
re einen langen Krieg unter modernen industriege-
sellschaftlichen Bedingungen für unmöglich.6
Daher sieht sein Kriegsplan eine rasche Entschei-
dung in einer gigantischen Umfassungsschlacht ge-
gen Frankreich vor. Doch die deutsche Offensive
scheitert an der Marne, die Front im Westen verfes-
tigt sich, und es entwickelt sich ein verlustreicher
und Ressourcen raubender Stellungskrieg. Der Mu-
nitionsverbrauch erreicht ein Ausmaß, das niemand
vorausgesehen hatte. Während der Marneschlacht
Anfang September 1914 verschießen die deutschen
Armeen pro Tag mehr Munition als im gesamten
deutsch-französischen Krieg 1870/71 (Chickering
2005: 48). Besonders im Deutschen Reich, das
durch die britische Seeblockade vom Welthandel
abgeschnitten ist, macht sich bald eine empfindliche
Knappheit von Rohstoffen und Munition bemerk-
bar.
Auf Initiative von Walter Rathenau, dem Präsiden-
ten der AEG, wird bereits im September 1914 die
Kriegsrohstoffabteilung (KRA) gegründet, welche
dem Kriegsministerium angegliedert ist. Um die
knappen und kriegswichtigen Rohstoffe des bela-
gerten Deutschen Reiches optimal zu bewirtschaf-
ten, werden Aktiengesellschaften für je einen Roh-
stoff gegründet, überwiegend aus privatem Kapital.
Gegen Ende des Krieges sind es etwa 200 Gesell-
schaften. Jede Rohstoffaktiengesellschaft ist befugt,
„ihren“ Rohstoff zu requirieren und entsprechend
seiner Kriegswichtigkeit zu verteilen. In diesen In-
stitutionen arbeiteten Fachleute aus der Wirtschaft,
kontrolliert von der politischen und militärischen
Führung. So soll gewährleistet sein, dass die Fach-
kompetenz der Unternehmen für die Kriegsführung
eingesetzt wird. Rohstoffe fungieren somit als
Steuerungsmedium des Staates, der Staat kann mit-
hin die knappen Rohstoffe kriegswichtigen Betrie-
ben zuweisen.7 Betriebe für zivile Güter gehen oft
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6 Eine ähnliche Einschätzung gab es bei den Hauptgeg-
nern Frankreich und Großbritannien (Hardach 1974: 101,
Hurwitz 1968: 61).
7 „So war die Zuteilung dringend benötigter Rohstoffe in
allen kriegführenden Staaten ein starker Hebel, um die
privatwirtschaftlichen Aktivitäten zu koordinieren und
die staatliche Regulierung, bisweilen unter Androhung
von Requisitionen, auf Preise und Gewinne auszudehnen“
(Ullmann 2004: 224).
leer aus. Hans Ulrich Wehler (2003: 49) hat das Ge-
bilde der Rohstoffaktiengesellschaften als einen
„Zwitter“ aus Politik und Wirtschaft bezeichnet.
Man könnte geneigt sein, die deutsche Kriegswirt-
schaft als einen Ausfluss deutscher bürokratischer
und etatistischer Tradition zu interpretieren. Aber
das greift zu kurz, denn alle großen Kriegsgesell-
schaften stellen auf zentrale Steuerung um (Ull-
mann 2004: 222) – kein Zufall, sondern zwingende
Konsequenz aus der Kriegssituation. Theoretisch
besonders interessant ist der Fall Großbritannien
(vgl. Hurwitz 1968, Hardach 1973: 86ff., Winter
1985, Wilson 1986: 215ff., Strachan 2001). Das
traditionell liberale Land war mit der Devise „busi-
ness as usual“ in den Krieg gezogen. Das Wirt-
schaftssystem sollte wie in Friedenszeiten gewohnt
weiterhin autonom operieren können. Der Waffen-
und Munitionskauf bleibt dem Prinzip von Angebot
und Nachfrage verpflichtet. „The British gover-
ment’s policy in the event of war was simply to in-
crease the flow of orders to private firms“ (Stra-
chan 2001: 1066). Die Folge: Die starke Nachfrage
lässt die Preise explodieren. Dennoch bleibt die mo-
bilisierte Munitionsmenge weit hinter dem Bedarf
zurück. Im Mai 1915 bricht eine englische Offen-
sive in Flandern angeblich auf Grund von Munitions-
mangel zusammen. Die Presse skandalisiert den
Fall, der Premierminister Lord Asquith stürzt, ein
Amt für Munitionsbeschaffung wird eingesetzt, aus
dem rasch ein Munitionsministerium mit 50.000
Mitarbeitern hervorgeht. Das Munitionsministeri-
um avanciert unter dem späteren Premierminister
Lloyd George bald zur zentral steuernden Instanz
der Kriegsgesellschaft. Es baut eine starke eigene
staatliche Kriegsindustrie auf, teilweise durch neu
errichtete Fabriken, teilweise durch Enteignung be-
stehender Firmen. Es requiriert und verteilt kriegs-
wichtige Rohstoffe. Die Kontrollen erstrecken sich
nicht nur auf die Rüstungsindustrie, sondern all-
mählich auf die gesamte Wirtschaft des Landes,
z.B. die Agrarwirtschaft, einschließlich der Festset-
zung von Lebensmittelpreisen.
Der Krieg führt in den beteiligten Ländern zur Zen-
tralisierung und Bürokratisierung:
„Um stärker auf die Wirtschaft einwirken zu kön-
nen, brauchte der Staat neue Institutionen und
mehr Personal. So setzte in allen kriegführenden
Staaten ein Prozeß der Bürokratisierung und Zen-
tralisierung ein, am stärksten dort, wo die staatli-
chen Institutionen vor 1914 am schwächsten ent-
wickelt waren. In Großbritannien beispielsweise
entstanden zwölf neue Ministerien und 160 neue
Behörden, und in den USA gab es einen regelrech-
ten ‚rush of boards, commissions, and committees‘
(Herbert Hoover). Parallel dazu wuchs die Zahl der
Staatsdiener. Trotz des Krieges stellte Großbritan-
nien rund eine halbe Million von ihnen neu ein; die
französische Bürokratie vergrößerte sich um ca. 25
Prozent. Darüber hinaus griffen alle kriegführenden
Staaten auf Experten aus der Wirtschaft zurück,
verfügten diese doch über Leitungs- und Steue-
rungskompetenzen, die Militärs, Bürokraten und
Politikern fehlten“ (Ullmann 2004: 222).
Machtkonzentration an der Spitze schließt polykra-
tische Gegentendenzen nicht aus. So gab es im
Deutschen Reich nicht nur den Kaiser, der von der
Verfassung am ehesten als persönliche Spitze prä-
destiniert gewesen wäre, sondern auch das Kriegs-
ministerium, die Reichsregierung, den Reichstag
und die Oberste Heeresleitung, die allesamt um
Macht und Einfluss rangen. Allein die Tatsache,
dass Ludendorff gelegentlich als „Diktator“ apos-
trophiert wurde, zeigt, dass im Deutschen Reich in
der zweiten Hälfte des Ersten Weltkriegs eine Ten-
denz zu einer persönlichen Spitze mit totaler
Machtvollkommenheit festzustellen ist.
Nicht nur für die Politik, auch für die Wirtschaft ist
eine fundamentale Umstrukturierung zu konstatie-
ren. „Die Umstellung der Friedens- auf Kriegswirt-
schaft veränderte Angebot und Nachfrage, brachte
die Märkte aus dem Gleichgewicht, zerriß nationale
wie internationale Wirtschaftsbeziehungen, ver-
schob Gewichte innerhalb der Industrie, überfor-
derte das Verkehrssystem und ließ Arbeitskräfte
knapp werden“ (Ullmann 2004: 224). So wurden
z.B. dem Arbeitmarkt des Deutschen Reiches mit
dem einsetzenden Ersten Weltkrieg über 4 Millio-
nen Arbeitskräfte entzogen (Bessel 2000: 438). Auf
dem kapitalistischen Arbeitsmarkt der Zivilgesell-
schaft laufen, wie Marx es ausgedrückt hat, zwei
Arbeiter einem Unternehmer hinterher. In der
Kriegsgesellschaft verhält es sich umgekehrt. Denn
nicht nur das Angebot auf dem Arbeitsmarkt ist
dramatisch reduziert, auch die Nachfrage wächst
kriegsbedingt. Die Folge: Die Löhne steigen, und
die Arbeiter wechseln rasch den Arbeitsplatz, um
noch höhere Löhne zu erlangen. Für eine Kriegs-
gesellschaft ist das kontraproduktiv, denn wenn die
Löhne steigen, steigen auch die Kosten. Daher ten-
dieren Kriegsgesellschaften dazu, Arbeitsplatzwech-
sel zu unterbinden und die Arbeiter einer militäri-
schen Dienstpflicht zu unterstellen. So geschieht es
in Frankreich, Österreich-Ungarn und Italien. Auch
in Deutschland sind es bezeichnenderweise die Un-
ternehmer, die nach einer militärischen Dienst-
pflicht für die Arbeiter rufen (Feldman 1985: 60,
77). Im deutschen Militär setzt sich aber eine Frak-
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tion durch, die auf freiwillige Arrangements zwi-
schen Unternehmern und Arbeitern setzt. Sie ruft
Kriegsausschüsse auf lokaler und regionaler Ebene
ins Leben, paritätisch mit Gewerkschaftern und
Unternehmern besetzt, die Streitfragen einvernehm-
lich bzw. durch Kompromiss regeln sollen. Das war,
wenn man so will, die eigentliche Geburtsstunde
des deutschen Tarifvertragssystems, aber darum
ging es den Militärs nicht. Sie wollten innere soziale
Konflikte um jeden Preis vermeiden und die Loyali-
tät der Arbeiter erhalten, gemäß dem berühmten
Satz von General Wilhelm Groener: „Gegen die Ar-
beiter könnten wir den Krieg überhaupt nicht ge-
winnen“ (zit. nach Wehler 2003: 116). In der
Kriegsgesellschaft fungiert der Korporatismus als
funktionales Äquivalent zu militarisierten Arbeits-
beziehungen. Beide Varianten verfolgen den Zweck,
die Arbeiter zu disziplinieren.8
Was wir hier als kriegsgesellschaftliche Transforma-
tion bezeichnen, wurde im sozialtheoretischen Den-
ken der Zeit, das mit einem monistischen Gesell-
schaftskonzept arbeitete, als neue Evolutionsstufe
in der Entwicklung der modernen Gesellschaft bzw.
des modernen Kapitalismus interpretiert: als „Spät-
kapitalismus“ (W. Sombart), „organisierter Kapita-
lismus“ (R. Hilferding), „staatsmonopolistischer
Kapitalismus“ (W.I. Lenin) oder als neues Zeitalter
der „Gemeinwirtschaft“ (W. Rathenau). Aus heuti-
ger differenzierungstheoretischer Sicht wäre zu fra-
gen: Was bedeutet ein großer, tendenziell totaler
Krieg für funktionale Differenzierung? Können wir
noch von autonom operierenden Funktionssyste-
men sprechen? Oder haben wir es mit einem Pri-
matwechsel sozialer Differenzierung zu tun, etwa
von funktionaler zu stratifikatorischer Differenzie-
rung?9 Oder sollten wir moderne Kriegsgesellschaf-
ten als Mega-Organisationen begreifen, zum
Zweck, einen Krieg zu gewinnen oder zumindest
nicht zu verlieren?10 Oder, aus einer System-Um-
weltperspektive, als Anpassung gesellschaftlicher
Strukturen an radikal veränderte Umweltbedingun-
gen? Ist eine Gesellschaft im Weltkrieg noch eine
Weltgesellschaft, und wenn ja, in welchem Sinne?
Aus einer Spencerschen Beobachtungsperspektive
betrachtet ist Krieg ein Mobilisierungswettlauf,
d.h. es geht um eine möglichst effektive und effi-
ziente Mobilisierung menschlicher und materieller
Ressourcen für den Krieg. Die berühmteste Erschei-
nung im Mobilisierungswettlauf des Ersten Welt-
kriegs ist das sogenannte Hindenburg-Programm
von 1916. Unter dem Eindruck einer schweren mili-
tärischen Krise entlässt der Kaiser im August den
Chef der Obersten Heeresleitung, General von Fal-
kenhayn, und setzt stattdessen die „Helden von
Tannenberg“, Hindenburg und Ludendorff an die
Spitze. Sie stabilisieren nicht nur die militärische
Lage, sie legen auch einen Plan vor, der die Mobili-
sierung noch weit über das bisher erreichte Maß
hinaustreibt: das Hindenburg-Programm. Es ent-
hält folgende Elemente (nach Wehler 2003: 115):
Q Ausdehnung der Pflichtzeit für den Militärdienst
bis zum 50. Lebensjahr
Q militärische Ausbildung von Jugendlichen vom
16. Lebensjahr an
Q allgemeine Dienstpflicht für alle Frauen
Q Umleitung von Arbeitern aus kriegsunwichtigen
Produktionszweigen in die Rüstungsbetriebe
Q Verbot vom Wechsel des Arbeitsplatzes
Q Schließung aller Universitäten und Technischer
Hochschulen
Q Bildung eines Obersten Kriegsamtes zur Koor-
dination der Rüstungswirtschaft.
Ziel des Programms ist es, die industriellen Kapazi-
täten zu erweitern und die Rüstungsproduktion in-
nerhalb eines Jahres zu verdoppeln. Das Hinden-
burgprogramm – umgesetzt im „Vaterländischen
Hilfsdienstgesetz“ Dezember 1916 – wird nicht voll
realisiert. So werden längst nicht alle Frauen zum
Arbeitsdienst eingezogen, und die Universitäten
bleiben geöffnet. Dennoch bedeutet es auch so eine
gewaltige Kraftanstrengung weit über das schon er-
reichte Maß hinaus. Doch schon bald tritt der Ef-
fekt in Kraft, den wir „kriegsgesellschaftliches Di-
lemma“ genannt haben. Die Mobilisierungskurve
steigt, und gleichzeitig sinkt das Versorgungs-
niveau. Im Winter 1916/17 sterben in Deutschland
Hunderttausende an den Folgen von Unterernäh-
rung (Strachan 2004: 263). Die Lebensmittelratio-
nen betragen nur noch 1000 kcal pro Kopf gegen-
über einem durchschnittlichen Tagesverbrauch von
3400 kcal vor dem Krieg (Wehler 2003: 70f.). Zwi-
schen 1914 und 1918 sinkt der deutsche Lebens-
standard durchschnittlich um 65 Prozent (Aly
204 Zeitschrift für Soziologie, Jg. 38, Heft 3, Juni 2009, S. 198–214
8 So bemerkt Hurwitz (1968: 75) treffend zum britischen
Fall: „The quest was for that system of labor ‚control‘
(sic!) which would prove most potent in producing the
goods and services required by the nation in its effort to
wage war most effectively.“
9 „Noch deutlicher als Durkheim stellt Luhmann schließ-
lich heraus, dass die vier Differenzierungsformen einander
evolutionär nicht ersetzen, sondern lediglich deren Primat
wechselt“ (Schimank 1996: 152).
10 Luhmann (1981: 106) sah das Merkmal „östlicher Ge-
sellschaftspolitik“ „in der Kongruentsetzung von Gesell-
schaft und Organisation“.
2005: 34). Das kriegsgesellschaftliche Dilemma –
steigende Mobilisierung für den Krieg, sinkende
Versorgung der Bevölkerung – sollte bald massive
politische und militärische Konsequenzen zeitigen.
Im Januar/Februar 1918 brechen in den deutschen
Rüstungsfabriken Streiks aus, die noch einmal un-
terdrückt werden (vgl. Feldman 1985: 356ff.).
Doch die Klassenkonflikte nehmen zu, die Wahr-
nehmung sozialer Ungleichheit wird in den letzten
beiden Kriegsjahren immer ausgeprägter (Kocka
1973: 44f.).
Als die deutsche Militärführung am 21. März 1918
zur Großoffensive in Frankreich ansetzt, um auch
an der Westfront die Kriegsentscheidung zu erzwin-
gen, gelingt den deutschen Streitkräften nach Jah-
ren des Stellungskrieges ein großer Durchbruch.
Aber die hungrigen Soldaten plündern zunächst die
erbeuteten englischen Vorratslager, anstatt dem ge-
schlagenen Gegner nachzusetzen und auf das 60
km entfernte Paris zu marschieren. Nach und nach
laufen sich die deutschen Frühjahrsoffensiven fest,
die Kampfmoral sinkt rapide. Sogenannte „Drücke-
bergerei“ nimmt zu, die bald in massenhafte Deser-
tationen übergeht.11 Werner Deist (1991: 229)
spricht von einem „verdeckten Militärstreik“. An-
fang November werden von der militärischen Füh-
rung nur noch zwölf Divisionen als kampfkräftig
eingestuft. Als Ende Oktober die deutsche Hochsee-
flotte zu einem „Himmelfahrtskommando“ auslau-
fen soll, bricht eine Meuterei der Matrosen aus, die
rasch zur Novemberrevolution eskaliert. Als der
Kaiser an der Spitze seiner Soldaten ins revolutionä-
re Berlin marschieren will, um die alte Ordnung
wieder herzustellen, müssen ihm seine Generäle
mitteilen, dass keine loyalen Truppen mehr zur Ver-
fügung stehen (Balfour 1996: 503). Dem Kaiser
bleibt nichts anderes übrig, als ins holländische Exil
zu gehen. Ein Millionenheer hat sich innerhalb von
Monaten weitgehend aufgelöst.
Ähnlich manifestiert sich das kriegsgesellschaftli-
che Dilemma in Österreich-Ungarn (Wegs 1979,
Rauchensteiner 1994). Auch Frankreich und Ita-
lien sind 1917 mit ausgedehnten Meutereien, De-
sertationen und Streiks arbeitender Frauen kon-
frontiert, können sich aber mit englischer Hilfe
stabilisieren. Am Ende des Ersten Weltkriegs sind
Sieger und Besiegte physisch und psychisch total
erschöpft – eine Folge des kriegsgesellschaftlichen
Dilemmas.12
Fazit: Im Zuge der Mobilisierungsanstrengungen
des Ersten Weltkriegs kommt es in den hauptbetei-
ligten Ländern zu einer gesellschaftlichen Trans-
formation, gekennzeichnet u.a. durch tendenziell
despotische Führungsspitzen, zentrale Steuerung,
planwirtschaftliche Tendenzen, Expansion der
staatlichen Verwaltung, militarisierte Arbeitsbezie-
hungen, Korporatismus sowie Einschränkung von
Grundrechten und individuellen Freiheiten. Der
Mobilisierungswettlauf zwischen den – sich wech-
selseitig beobachtenden – Kriegsparteien mündet
ins kriegsgesellschaftliche Dilemma, das sich in ver-
breiteten Meutereien und Revolutionen 1917 und
1918 niederschlägt, die letztendlich den Krieg been-
den.
3.
Am 3. März 1917 bricht in St. Petersburg die Fe-
bruarrevolution (nach dem russischen Kalender)
aus und beendet Jahrhunderte zaristischer Autokra-
tie. Die russische Februarrevolution 1917 ist ähn-
lich wie die deutsche und österreichisch-ungarische
Novemberrevolution 1918 zunächst einmal als An-
ti-Kriegsrevolution erschöpfter und hungernder
Soldaten und Zivilisten zu verstehen – als Manifes-
tation des kriegsgesellschaftlichen Dilemmas. „It
was in fact shortage of food in St. Petersburg which
finally broke the back of the Russian Empire“ (No-
ve 1992: 22). Die russische Führung hatte die Mo-
bilisierungsspirale überzogen und überdies den
Krieg miserabel organisiert. Die sogenannte „Okto-
berrevolution“ der Bolschewiki war keine proleta-
rische Revolution, sondern der Putsch gegen ein Re-
gime, das jegliche Loyalität in der Bevölkerung
verspielt hatte. Denn weder hatte die Regierung Ke-
renski sich bemüht, den Krieg zu beenden, noch
Anstalten getroffen, dem Drängen der russischen
Bauern nach mehr Land nachzukommen. Schon be-
vor die Bolschewiki die Macht übernahmen, war ei-
ne soziale Revolution im vollen Gange – der Bauern
gegen die adligen Großgrundbesitzer (vgl. Nove
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11 Vgl. dazu Deist 1991, Ritter 1968: 283ff. „Drückeber-
ger“ wurden Soldaten genannt, die nicht direkt desertier-
ten, aber versuchten, sich den Kriegsrisiken zu entziehen.
Ihre Zahl wird auf 750.000 bis 1 Millionen geschätzt
(Deist 1991: 227).
12 Am wenigsten machte sich das kriegsgesellschaftliche
Dilemma in Großbritannien geltend. Es konnte sich dank
seiner Seeherrschaft auf dem Weltmarkt auf Kredit bedie-
nen, also Ressourcen insbesondere der USA für sich mobi-
lisieren. Der uneingeschränkte U-Bootkrieg seit März
1917 erzwang dann doch Rationierungen und Höchstprei-
se, aber die Lebensmittelversorgung verschlechterte sich
nicht, verbesserte sich sogar partiell für die Unterschich-
ten.
1992: 41ff., Skocpol 1979: 206ff.). Die These in
diesem Teil lautet, dass man die zentralistischen
und despotischen Strukturen der Sowjetunion nicht
einfach dem skrupellosem Machtstreben skrupello-
ser Parteiführer zurechnen sollte. Das, was wir als
typisch sowjetische Institutionen kennen – zentrale
Steuerung, Planwirtschaft, Kommandowirtschaft,
Machtkonzentration, Terror –, entstand in einer
Zeit, als sich die junge Sowjetmacht in einem Krieg
auf Sein oder Nichtsein gegen die alten herrschen-
den Klassen und etwa zwölf ausländische Interven-
tionsmächte befand. Auch die spätere stalinistische
Modernisierung ab 1929 wurde unter der Erwar-
tung eines baldigen Krieges implementiert. Sie ist
als kriegsvorbereitende Mobilisierung zu verstehen.
In diesem Sinne ist die Sowjetunion seit 1929 eine
Kriegsgesellschaft. Zwischen dem Kriegskommu-
nismus und der stalinistischen Modernisierung liegt
lediglich die liberale Phase der Neuen Ökonomi-
schen Politik, die als zivilgesellschaftliche Re-Trans-
formation verstanden werden kann.
Zur theoretischen Analyse sind die ersten Wochen
und Monate der Sowjetmacht besonders interes-
sant. Sie stehen noch keineswegs im Zeichen von
Zentralismus, Diktatur und Terror. Das bezeugen
ihre wichtigsten Dekrete aus den ersten Wochen
und Monaten. In dieser Phase zielt die Politik der
Sowjetmacht ab auf eine Rätedemokratie, welche
die parlamentarische bürgerliche Demokratie an
demokratischer Substanz weit übertreffen sollte.13
Grundrechte werden eingeführt, gesellschaftliche
Institutionen wie Schulwesen und Ehe- und Famili-
enrecht nach westlichem Vorbild modernisiert. Die
Arbeiter können über Betriebskomitees in ihren Un-
ternehmen mitbestimmen. Bezeichnend für die ba-
sisdemokratische Ausrichtung früher sowjetischer
Politik ist die Demokratisierung des Militärs. Die
Soldaten dürfen ihre Vorgesetzten selbst wählen
und über Befehle mitbestimmen. Basisdemokratie
und Dezentralität sind die Markenzeichen früher
bolschewistischer Politik.14
Zu zentraler Planung und Diktatur kommt es erst
seit März 1918. Die militärische Lage der Sowjet-
union, die eigentlich aus dem Krieg herausstrebt,
hat sich dramatisch verschlechtert. Da die Sowjet-
macht nicht auf die annexionistischen Friedens-
bedingungen ihrer Gegner eingehen will, marschie-
ren deutsche und österreichisch-ungarische Truppen
seit dem 18. Februar weiter nach Russland ein. Im
März sieht sich die sowjetische Führung gezwun-
gen, das Diktat von Brest-Litowsk anzunehmen.
Aber es kommt noch schlimmer: Die Engländer lan-
den am 9. März bei Murmansk, am 5. April gehen
japanische Truppen in Wladiwostok an Land; ande-
re Mächte folgen.
In diesem Kampf um Sein oder Nichtsein erweist
sich rasch, dass die rätedemokratischen Grundsätze
für eine effektive Kriegführung ungeeignet sind. Die
Demokratisierung des Militärs wird zurück genom-
men (Lorenz 1978: 99f.). Während noch im Januar
1918 eine Selbstverwaltung der Eisenbahner durch
eigene Räte eingeführt worden war, verfügt die
Sowjetregierung am 23. März eine straffe Zentrali-
sierung des Transportsystems unter der Aufsicht
staatlicher Kommissare. Am 2. April erhält ange-
sichts der katastrophalen Versorgungslage das
Volkskommissariat für das Versorgungswesen weit-
gehende Vollmachten zur Organisation des Binnen-
handels und zur Verteilung der Güter. Am nächsten
Tag folgt eine Verordnung zur Festigung der Ar-
beitsdisziplin mit Stücklohnprinzip und Prä-
miensystem. Am 13. Mai wird angesichts wachsen-
der Schwierigkeiten bei der Getreidebeschaffung
das Volkskommissariat für Ernährungswesen mit
Sondervollmachten gegenüber ablieferungsunwil-
ligen Bauern ausgestattet (vgl. Hösch/Grabmüller
1981, S. 20ff).
Im September 1918 erklären die Bolschewiki Russ-
land zur „belagerten Festung“. Sie kontrollieren
zeitweise nur noch ein Sechstel des alten russischen
Staatsgebiets. Nun bilden sich die Institutionen he-
raus, die unter dem Namen „Kriegskommunismus“
in die Geschichte eingegangen sind (vgl. dazu Lo-
renz 1978: 105ff., Nove 1992: 39ff.). Die Sowjet-
regierung verstaatlicht alle gewerblich-industriellen
Produktionsmittel und betrachtet die Bauernwirt-
schaft als absterbende Wirtschaftsform. Produk-
tion, Verteilung und Verbrauch werden zentral
gesteuert. Zuständig dafür ist der „Oberste Wirt-
schaftsrat“. Landwirtschaftliche Erzeugnisse müs-
sen abgeliefert werden. In diesem total zentral
gelenkten Wirtschaftssystem hat Geld als Tausch-
mittel ausgedient, denn der private Handel soll
komplett unterbunden und durch ein staatliches
Verteilungssystem ersetzt werden. Es gilt die Ar-
beitspflicht für alle.
Manche Parteimitglieder betrachteten diese Politik
als unmittelbaren Übergang zum Kommunismus.
Aus einer Spencerschen Beobachtungsperspektive
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13 „Wir haben die Sowjetrepublik geschaffen und gefes-
tigt, einen neuen Staatstypus, der unermeßlich höher und
demokratischer ist als die besten der bürgerlich-parlamen-
tarischen Republiken“ (Lenin Anfang März 1918, zit.
nach Lorenz 1978: 77).
14 Vgl. die Dekrete der Sowjetmacht, dokumentiert bei
Hösch/Grabmüller 1981: 9ff.; auch Lorenz 1978: 77ff.,
handelt sich aber um eine geradezu lupenreine
Kriegsgesellschaft. Militärisch gesehen ist das Sys-
tem erfolgreich. Es gelingt, aus dem Nichts eine Ar-
mee von 5 Millionen Soldaten aufzustellen und ei-
nigermaßen zu bewaffnen und zu ernähren. Die
Rote Armee besiegt die „Weißen“ und die auslän-
dischen Interventionsmächte. Aber in wenigen Jah-
ren ist das Land restlos heruntergewirtschaftet, das
Sozialprodukt sinkt auf ein Drittel des Vorkriegs-
standes, eine rasante Bürokratisierung setzt ein, das
lebensnotwendige Korn wird gewaltsam requiriert.
Am Ende des Kriegskommunismus grassiert eine
Hungersnot, der 5 Millionen Menschen zum Opfer
fallen (Nove 1992: 81). Das kriegsgesellschaftliche
Dilemma manifestiert sich in massenhaften Bauern-
aufständen 1920/21, die militärisch nur schwer un-
ter Kontrolle zu bringen sind (Musial 2008: 77ff.).
Die Erfahrung des Bürgerkriegs sollte langfristig die
Mentalität der sowjetischen Elite prägen (Overy
2004: 24f., McDermott 2006: 8, 35).
Im März 1921 endet der Krieg zwischen Russland
und Polen und damit die Zeit der Bürger- und Inter-
ventionskriege. Die außenpolitische Lage entspannt
sich. England und andere Länder nehmen diplo-
matische Beziehungen zur Sowjetmacht auf, mit
Deutschland schließt die Sowjetregierung das Ab-
kommen von Rapallo. In dieser Periode der Ent-
spannung kommt es zu einer Re-Transformation
der Kriegsgesellschaft in Richtung Zivilgesellschaft.
Der Kriegskommunismus wird abgeschafft, die
Neue Ökonomische Politik (NEP) wird eingeführt
(Lorenz 1978: 121ff., Nove 1992: 78ff.). Die Bau-
ern müssen nicht mehr die willkürliche Requirie-
rung ihres Getreides befürchten und lediglich eine
maßvolle Steuer entrichten. Der Markt, eine Schlüs-
selinstitution der zivilgesellschaftlichen Moderne,
wird wieder zugelassen. Die Bauern dürfen Ihre Ge-
treideüberschüsse frei verkaufen. Privatunterneh-
men mit bis zu zwanzig Beschäftigten sind gestattet.
Lediglich Großindustrie (in dieser Zeit kaum exis-
tent) und das Bankenwesen bleiben in der Hand des
Staates. Begleitet wird diese Periode von einer für
sowjetische Verhältnisse beispiellosen kulturellen
und wissenschaftlichen Freiheit. Trotz der verhee-
renden Bürger- und Interventionskriege erholt sich
das Land wirtschaftlich rasch, bereits 1925/26 ist
der Vorkriegsstand wieder erreicht (Lorenz 1978:
33). Allerdings geht es mit dem Aufbau der Indus-
trie nicht so recht voran, weil das Wirtschafts-
wachstum der NEP vor allem dem Konsum der
Bauern zugute kommt. Die NEP erweist sich letzt-
endlich als zivilgesellschaftliches System, das für ei-
ne kriegswirtschaftliche Mobilisierung ungeeignet
ist.
Als 1927 Großbritannien, die Führungsmacht der
kapitalistischen Welt, die diplomatischen Beziehun-
gen abbricht, verdüstert sich wieder, jedenfalls aus
Sicht der sowjetischen Führung, die außenpolitische
Lage (Overy 2004: 36, Lorenz 1978: 166, 339,
McDermott 2006: 161). Eine rasche Industrialisie-
rung erscheint nun erst recht dringlich, um die öko-
nomischen und technischen Fundamente für ein
starkes und modernes Militär zu legen. Damit ist
das Ende der Neuen Ökonomischen Politik einge-
läutet. Um die Mittel für die industrielle Moderni-
sierung zu beschaffen, erzwingt die sowjetische
Führung die allgemeine Einführung von Landwirt-
schaftlichen Produktionsgenossenschaften. Sie er-
höhen nicht, wie erwartet, die Produktivität, aber
150.000 Kolchosen lassen sich leichter abschöpfen
als 24 Millionen Bauernwirtschaften. Das Abga-
bensystem ist so beschaffen, dass den Kollektivbau-
ern nur das Notwendigste zum Leben bleibt, und
oft nicht einmal das. Millionen Menschen verhun-
gern, aber im Jahr 1940/41 kann die sowjetische
Führung die dreifache Menge von Getreide aufbrin-
gen im Vergleich zu 1928/29, dem letzten Jahr der
Neuen Ökonomischen Politik (Lorenz 1972: 332).
Bezeichnenderweise übernehmen die deutschen Be-
satzer allen ideologischen Widerborstigkeiten zum
Trotz in den von ihnen beherrschten russischen Ge-
bieten das Kolchossystem (Nove 1992: 284), weil
es zu Mobilisierungszwecken geeigneter ist als selb-
ständige Bauernwirtschaften.
Aus einer Spencerschen Beobachtungsperspektive
handelt es sich bei der Stalinschen Modernisierung
um eine Mobilisierung für den Krieg. Stalin hat die
Motive dieser Politik in folgenden berühmten Sät-
zen charakterisiert: „Die Geschichte lehrt uns, dass
das alte Russland immer besiegt wurde, weil es
rückständig war. (. . .) Wir hängen fünfzig oder hun-
dert Jahre hinter den fortschrittlichen Völkern der
Erde zurück. Wir müssen das in zehn Jahren nach-
holen. Entweder tun wir das, oder die anderen wer-
den uns zerschmettern“ (zit. nach Deutscher 1962:
351). Die stalinistische Sowjetunion wird zu einer
typischen Kriegsgesellschaft. Sie bildet eine hierar-
chische Struktur heraus mit einer Führungselite an
der Spitze, welche die Gesellschaft zentral steuert.
Die gesamte arbeitsfähige Bevölkerung einschließ-
lich von Frauen und Jugendlichen steht im Dienst
der Mobilisierung. Die Freizügigkeit und die Wahl
des Arbeitsplatzes werden aufgehoben. Die arbei-
tende Bevölkerung steht unter quasimilitärischer
Disziplin.
Die stalinistische Sowjetunion entspricht zwar nicht
den Vorstellungen von einer funktional differenzier-
ten Gesellschaft mit autonomen Funktionssyste-
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men, die Leistungsfähigkeit verbürgen sollen. Den-
noch handelt es sich um ein für Kriegsvorbereitung
und Kriegsführung effektives System. „Die zentral
geplante Wirtschaft war äußerst verschwenderisch
und doch effektiv bei der Mobilisierung von Res-
sourcen für Ziele, denen Priorität zugemessen wur-
de“ (Castells 2003: 20). In Kriegsgesellschaften gel-
ten andere soziale Regeln als in Zivilgesellschaften.
Die Sowjetunion entwickelt sich innerhalb von
zehn Jahren zu einem hoch industrialisierten Land
mit der stärksten Militärmacht der Welt.
Wie steht es mit dem kriegsgesellschaftlichen Di-
lemma? Die Kehrseite einer erfolgreichen indus-
triellen und militärischen Mobilisierung ist ein
niedriges Versorgungsniveau, das leicht in Unruhen
und Aufstände umschlagen könnte. In der Tat
kommt es in der stalinistischen Sowjetunion zu
schweren, teilweise bürgerkriegsartigen Unruhen,
die aber gewaltsam niedergeschlagen werden. Für
1930, so McDermott (2006: 69), „there were re-
ported 13,754 outbreaks of mass unrest compared
to 709 in 1928 and 1,307 in 1929“. Der Terror er-
weist sich als wirksame Methode, das kriegsgesell-
schaftliche Dilemma zu umgehen. Die Angst vor si-
birischen Arbeitslagern schreckt ab und festigt die
Arbeitsdisziplin, und die Opfer des Terrors werden
mittels Zwangsarbeit für die Mobilisierung einge-
setzt. Darüber hinaus gibt es „trotz Armut und Ge-
waltmaßnahmen . . . in der Bevölkerung auch so et-
was wie echte Begeisterung für die von der Partei
gesetzten Ziele“ (Overy 2004: 44).
Das Beispiel der Sowjetunion lehrt wie die Gesell-
schaften des Ersten Weltkriegs, dass unter Kriegs-
bedingungen oder konkreter Kriegsbedrohung eine
gesellschaftliche Transformation stattfindet. Wäh-
rend der Bürger- und Interventionskriege 1918 bis
1921 bildeten sich die typischen kriegsgesellschaft-
lichen Strukturen heraus, die seitdem als „Kriegs-
kommunismus“ bezeichnet werden – „a siege econo-
my with a communist ideology“, wie Nove (1992:
68) es treffend auf den Punkt gebracht hat. Nach-
dem 1921 endlich Frieden Einzug gehalten hatte,
kam es in Gestalt der Neuen Ökonomischen Politik
zu einer zivilgesellschaftlichen Re-Transformation.
Als sich 1927 die außenpolitische Situation ver-
schlechterte, mobilisierte die Sowjetunion für einen
neuen Krieg, und die kriegsgesellschaftlichen Struk-
turen entstehen erneut. Nach dem Zweiten Welt-
krieg blieb das System in seinen Grundzügen erhal-
ten, begünstigt durch den „Kalten Krieg“. Es zeigte
sich aber, dass es für zivilgesellschaftliche Konsum-
bedürfnisse ungeeignet war. Nachdem im Zuge der
Abrüstungspolitik keine Kriegsbedrohung mehr
wahrgenommen wurde, verschwand das sowjeti-
sche System – eine aus der Spencerschen Beobach-
tungsperspektive wenig überraschende Entwick-
lung
4.
Das Deutsche Reich tritt am 1. September 1939 in
den Zweiten Weltkrieg ein. Aber es ist von Beginn
des Dritten Reiches an eine Kriegsgesellschaft.
Schließlich ist es das Ziel Hitlers und weiter Teile
der deutschen Eliten, den Versailler Vertrag durch
Krieg zu revidieren. Bereits in der Ministerbespre-
chung vom 8. Februar 1933 fordert Hitler zur
Arbeitspolitik: „Jede öffentlich geförderte Arbeits-
beschaffungsmaßnahme müsse unter dem Gesichts-
punkt beurteilt werden, ob sie notwendig sei vom
Gesichtspunkt der Wiederwehrhaftmachung des
deutschen Volkes. Dieser Gedanke müsse immer
und überall im Vordergrund stehen.“15 So setzt seit
1933 die Mobilisierung für den Krieg ein. „Alles,
was wir jetzt tun, muss so sein, als befänden wir
uns in unmittelbarer Kriegsgefahr“, so Hermann
Göring 1936 (zit. nach Craig 1999: 664). Der Rüs-
tungsanteil am Bruttosozialprodukt erhöht sich von
1,5 Prozent (1932) auf 23 Prozent im Jahre 1939
(Wehler 2003: 699). Mit der nationalsozialistischen
Machtergreifung entstehen kriegsgesellschaftliche
Strukturen in Deutschland.16 Von der Mobilisie-
rungsstrategie der nationalsozialistischen Führung
soll im Folgenden die Rede sein. Ich werde zeigen,
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15 Protokoll der Ministerbesprechung vom 8. März 1933,
zit. nach Abelshauser 1999: 513. Vgl. auch Müller 2004:
51f.
16 Dazu gehört neben dem Führerprinzip insbesondere die
Umstellung auf zentrale Steuerung: „Anfangs waren mehre-
re staatliche Träger an der Formulierung und Implementie-
rung der Wirtschaftspolitik beteiligt. Die Kabinettsregie-
rung, das Wirtschafts-, Finanz- und Arbeitsministerium, die
Reichsbahn. Sie alle wurden aber in kurzer Zeit von Hitler
und seinen führerimmediaten Sonderstäben verdrängt.
Mit dem ‚Amt für den Vierjahresplan‘ wurde vollends der
Versuch unternommen, im Kommissariatsstil einen wirt-
schaftlichen Generalstab völlig außerhalb der Ressort-
ministerien mit ungewöhnlichen Vollmachten operieren
zu lassen“ (Wehler 2003: 691f.). „(D)ie Rüstungspolitik
des Vierjahresplans (zielte) auf die Unterwerfung der In-
dustrie“ (Wehler 2003: 696). Instrumente zentraler Steue-
rung sind Investitionslenkung (hohe Subventionen für rüs-
tungsrelevante Unternehmen, Investitionsverbote für nicht
rüstungswichtige Wirtschaftszweige, Verteilung der Ar-
beitskräfte), Robstoffbewirtschaftung und staatliches Au-
ßenwirtschaftsmonopol (vgl. Wehler 2003: 691ff.). Schon
1925 soll Hitler bekundet haben, „sein Ideal wäre ein
Deutschland, das als Volk etwa so organisiert ist wie eine
Armee“ (zit. nach Fest 1995: 599).
dass ihre oberste Priorität darin bestand, das kriegs-
gesellschaftliche Dilemma zu vermeiden, an dem
das kaiserliche Deutschland im Ersten Weltkrieg ge-
scheitert war. Meine These ist, dass die deutschen
Verbrechen im Zweiten Weltkrieg auch als eine
Konsequenz der nationalsozialistischen Mobilisie-
rungsstrategie verstanden werden können.17
Eine Mobilisierungsstrategie für Deutschland
1933/34 hat aus Sicht der Führung drei Probleme
zu lösen. Erstens muss die Mobilisierung nahe am
Nullpunkt beginnen, denn gemäß den Bestimmun-
gen des Versailler Vertrages verfügt das Deutsche
Reich nur über ein Heer von 100.000 Mann. Der
Mobilisierungsbedarf ist also besonders groß.
Zweitens ist das Deutsche Reich von miss-
trauischen Staaten umgeben, die möglicherweise
mit einem Präventivkrieg reagieren könnten. Drit-
tens ist eine Mobilisierung teuer und Ressourcen
verzehrend. Es besteht die Gefahr, dass das neue
Regime entsprechend dem kriegsgesellschaftlichen
Dilemma die Loyalität der Bevölkerung verliert.
Gerade die aber ist für den geplanten Krieg beson-
ders wichtig. Vor allem muss die Arbeiterschaft, die
1918 der kaiserlichen Armee von der Fahne gegan-
gen war, für das „Dritte Reich“ gewonnen werden.
Die nationalsozialistische Führung entscheidet sich
daher, die Arbeiterschaft und die „kleinen Leute“
nicht durch zusätzliche Steuern zu belasten. Dafür
werden den besitzenden Schichten höhere Steuern
auferlegt. Einen weiteren Teil müssen die emigrie-
renden Juden durch die ihnen abgepresste „Reichs-
fluchtsteuer“ aufbringen (Aly 2005: 54f.). Vor al-
lem aber wird die Aufrüstung durch Anleihen
finanziert. Gleichzeitig wiegt die Nazi-Führung die
Welt durch Friedensrhetorik und die Anerkennung
der deutsch-polnischen Grenze 1934 in Sicherheit.
Die späteren Gegner Frankreich und Großbritan-
nien betreiben Beschwichtigungspolitik und begin-
nen erst 1939 mit einer konsequenten Mobilisie-
rung. Das verschafft dem Dritten Reich einen
wichtigen Mobilisierungsvorsprung.
Das Kalkül der Nationalsozialisten geht auf. Es ge-
lingt, einen Großteil der Arbeiter durch materielle
Wohltaten und symbolische Aufwertungen in die
„Volksgemeinschaft“ zu integrieren (Wehler 2003:
629, 681, 684ff., 731ff., Aly 2005, Thamer 2005:
990). Dennoch werden die Mittel für die Aufrüs-
tung aufgebracht, allerdings um den Preis einer gi-
gantischen Verschuldung (Aly 2005: 49ff.). 1938
steht das Reich am Rand akuter Zahlungsunfähig-
keit. Die „Reichskristallnacht“ und die der jüdi-
schen Bevölkerung abgepresste „Sühnebuße“ – sie
entspricht immerhin 6 Prozent der jährlichen
Staatseinnahmen – verhelfen kurzzeitig der Staats-
kasse zu neuer Liquidität (Aly 2005: 54ff.).
Die Akzeptanz der „Volksgenossen“ zu erhalten
und einer zweiten Novemberrevolution vorzubeu-
gen, bleibt auch während des Krieges – zumindest
bis August 1944 – die oberste Priorität der NS-Füh-
rung. Dies wird besonders deutlich in den ersten
Kriegswochen. Die deutsche Regierung hat einen
maßvollen Kriegszuschlag zur Einkommenssteuer
eingeführt. Doch als die Deutsche Arbeitsfront Un-
zufriedenheit der Arbeiter vermeldet, wird diese
Maßnahme umgehend zurück genommen. Nur die
oberen 40 Prozent zahlen den Zuschlag (Wehler
2003: 916). Während Churchill dem englischen
Volk nach der Niederlage in Frankreich nichts an-
deres zu versprechen hat als „Blut, Schweiß und
Tränen“, bleibt in Deutschland das Konsumniveau
nahezu konstant. Die Konsumgüterproduktion
sinkt vom Index 100 (1939) lediglich auf 95,7
(1941), 86,1 (1942), 90,8 (1943) und 85,4 Prozent
im Jahre 1944 (Wehler 2003: 923). Hinzu ist noch
private, in die Heimat verschickte Kriegsbeute zu
rechnen (Aly 2005: 114ff.).
Die Frage ist, wie ohne konsequente Mobilisierung
überhaupt militärisch erfolgreich Krieg geführt
werden konnte. Die Antwort dafür liegt im der
Blitzkriegsstrategie, die geeignet schien, um das
kriegsgesellschaftliche Dilemma zu umgehen. Das
militärische Prinzip des Blitzkriegs besteht darin,
mittels punktueller konzentrierter Angriffe von
Panzern und Flugzeugen die gegnerische Front zu
durchbrechen und mit einem raschen Vorstoß mit
Panzern und anderen motorisierten Verbänden ins
Hinterland eine rasche Entscheidung zu erzwingen.
Damit soll ein Ressourcen verschleißender Stellungs-
krieg nach Art der Materialschlachten des Ersten
Weltkriegs vermieden werden. Dieses Kalkül geht
zwei Jahre lang auf. In jeweils kurzen, mehrwöchi-
gen Feldzügen unterwirft die Wehrmacht den größ-
ten Teil Europas. In den relativ ruhigen Phasen zwi-
schen den Feldzügen kann nachgerüstet werden. Ein
Teil der Soldaten, insbesondere wirtschaftliche Fach-
kräfte, wird dann demobilisiert und in der Produk-
tion eingesetzt. Nach dem Frankreich-Feldzug wird
ein Teil der Wirtschaft von Kriegs- auf Friedenspro-
duktion umgestellt (vgl. Wehler 2003: 916ff.).
Aber das kriegsgesellschaftliche Dilemma ist mit
der Blitzkriegsstrategie nur scheinbar überwunden.
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17 Dagegen konstatiert Gerlach (1999: 1145): „Die For-
schung zur NS-Gewaltpolitik wird seit langem von dem
Gedanken des ‚Primat(s) der Weltanschauung‘ vor kriegs-
wirtschaftlichen Interessen beherrscht. Daran wird bis
heute fast unvermindert festgehalten.“
Die ersten zwei Jahre hat die Wehrmacht gegen un-
terlegene oder mental nicht vorbereitete Gegner ge-
kämpft. Dann aber geht es gegen die am stärksten
gerüstete Militärmacht der Welt. Nur drei Millio-
nen deutscher Soldaten (bei 80 Millionen Einwoh-
nern) treten am 22. Juni 1941 zum Unternehmen
Barbarossa an. Der Überraschungseffekt und die
Desorganisation der sowjetischen Streitkräfte er-
möglichen der Wehrmacht noch einmal große mili-
tärische Siege, ohne in der Weite des russischen
Raums eine finale Entscheidung erzwingen zu kön-
nen. Die deutsche Offensive läuft sich vor Moskau
fest. Die Blitzkriegsstrategie ist gescheitert.
Die Naziführung ist nun gezwungen, ihre Mobili-
sierungsstrategie zu überdenken. Einige treten für
eine konsequente Mobilisierung ein, vor allem
Speer und Goebbels (Kershaw 2000: 735f.). Aber
Hitler und die Gauleiter schrecken davor zurück.
Die Akzeptanz des Regimes im Krieg soll nicht ge-
fährdet werden. Das Trauma von 1918 wirkt fort.
„Hitler und die Mehrzahl seiner politischen Ge-
folgsleute gehörten der Generation an, die im No-
vember 1918 die Revolution als Soldaten erlebt
und nie verwunden hatten. In privaten Gesprächen
ließ Hitler oft durchblicken, dass man nach der Er-
fahrung von 1918 nicht vorsichtig genug sein kön-
ne. Um jeder Unzufriedenheit vorzubauen, wurde
für die Konsumgüter-Versorgung, für Kriegsrenten
oder für die Entschädigung der Frauen für den Ver-
dienstausfall ihrer im Felde stehenden Männer
mehr aufgewandt als in demokratisch regierten
Ländern“ (Speer 1969: 229).
Und damit nähern wir uns den dunkelsten Punkten
des Dritten Reiches. Um die Loyalität des deutschen
Volkes durch einen akzeptablen Lebensstandard zu
erhalten, werden die Mobilisierungslasten den be-
setzten Gebieten auferlegt. Anders ausgedrückt, die
besetzten Länder, insbesondere im Osten, werden
rücksichtslos ausgeplündert – nach dem Motto von
Göring: „Wenn gehungert wird, dann hungert nicht
der Deutsche, sondern andere“ (zit. nach Aly 2005:
197; vgl. auch Müller/Überschär 2000: 233). Eine
Staatssekretärskonferenz befindet am 5. Mai 1941:
„Der Krieg ist nur weiterzuführen, wenn die gesam-
te Wehrmacht im dritten Kriegsjahr aus Russland
ernährt wird. Hierbei werden zweifellos zig Millio-
nen Menschen verhungern, wenn von uns das für
uns Notwendige aus dem Land herausgeholt wird.“
(zit. nach Aly 2005: 205; Müller 2005a: 92) „Die
‚Erweiterung der Nahrungsmittelbasis‘ oder ‚Blo-
ckadefestigkeit‘ mit allen Mitteln, auch den mörde-
rischsten, zu erreichen, hatte als Ziel der Besat-
zungspolitik stets absoluten Vorrang.“ (Gerlach
1999: 1128; zur Ukraine vgl. Overy 2004: 212f.).
Der Tod von Millionen Kriegsgefangenen und Zivi-
listen wurde geplant bzw. bewusst im Kauf genom-
men, um die – logistisch schwierige – Versorgung
der eigenen Truppen nicht zu beeinträchtigen und
die Ernährungsbilanz zu verbessern (Gerlach 1999:
1129, 1133). Die deutsche Führung wollte Lenin-
grad und Moskau nicht erobern, sondern durch
Einschließung aushungern. Dies ersparte Verluste
im Häuserkampf, und die Einwohner eroberter
Städte mussten nicht versorgt werden. Die riesigen
eroberten Räume ließen sich, zumal angesichts des
geringen deutschen Mobilisierungsgrades, nicht ef-
fektiv beherrschen; daher setzte die deutsche Füh-
rung auf drakonische Abschreckung und auf
präventive Ausschaltung potenzieller Widerstands-
führer, und das waren im nationalsozialistischen
Weltbild vor allem Kommissare und Juden (Gerlach
1999: 1129).
Gerlach (1999) hat darauf hingewiesen, dass sich in
den deutschen Verbrechen in der Sowjetunion nicht
nur Rassenwahn manifestierte, sondern auch kalte,
auf die Spitze getriebene kriegsgesellschaftliche Ra-
tionalität. Weil es militärisch „rational“ erschien,
wurden der Hungerplan, die Ermordung von Kom-
missaren und Juden und das Verhungern lassen von
Kriegsgefangenen nicht nur von Parteiideologen,
sondern auch von der Wehrmachtsspitze und der
Regierung unterstützt (Gerlach 1999: 1129). Auch
das sog. „Euthanasie“-Programm und die sog.
„Endlösung“ müssen in diesem Kontext gesehen
werden. Im Einzelfall konnte sich die kriegsgesell-
schaftliche Logik der „nutzlosen Esser“ auch gegen
Deutsche wenden, so z.B., als in den letzten Tagen
der Schlacht um Stalingrad an die Führung im Kes-
sel der Befehl erging, an Verwundete keine Verpfle-
gung mehr auszugeben und die extrem knappen
Ressourcen nur für noch kampffähige Soldaten zu
verwenden. Es geht in der Kriegsgesellschaft um ei-
ne maximale Mobilisierung, aber auch um eine „ra-
tionale“ Verteilung mobilisierter Ressourcen.
Nachdem die Blitzkriegsstrategie gescheitert war,
setzte die deutsche Mobilisierungsstrategie unter
Albert Speer auf Zwangsarbeit, bessere Organisa-
tion der Wirtschaft, Serienproduktion, Massenpro-
duktion am Fließband. Es gelang, die Rüstungspro-
duktion 1944 gegenüber 1941 zu verdreifachen,
ohne doch jemals das Rüstungsniveau im Ersten
Weltkrieg zu erreichen (Speer 1969: 228f., 546,
Wehler 2003: 920). Die deutsche Mobilisierungs-
strategie, welche die eigene Bevölkerung schonte
und die für die Mobilisierung notwendigen Res-
sourcen vor allem aus den besetzten Ländern be-
schaffte, war jedoch im Endeffekt wenig effizient.
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Brutaler Zwang und Ausbeutung der besetzten Län-
der führten zu niedriger Produktivität und hohen
Transaktionskosten. Die Produktivität eines „Ost-
arbeiters“ betrug nur 17 bis 40 Prozent eines deut-
schen Facharbeiters (Wehler 2003: 921). Aus ideo-
logischen Gründen wurden die Frauen nicht
konsequent für die Rüstungsproduktion mobili-
siert. Hingegen gelang es, wie gesagt, der Sowjet-
union, effektiv und effizient zu mobilisieren. Als
dann auch die USA überraschend schnell ihre Wirt-
schaft auf Kriegsproduktion umstellen konnten – in
einem statt in vier Jahren, wie die deutsche Führung
angenommen hatte (Overy 2005: 248) –, war die
deutsche Niederlage besiegelt.
Fazit: Im Deutschen Reich trat – nach einer Phase
zivilgesellschaftlicher Re-Transformation in der
Weimarer Republik – Hitler 1933 seine Herrschaft
mit dem erklärten Vorsatz an, einen Krieg zur Revi-
sion des Versailler Vertrags und zur Sicherung einer
deutschen Weltmachtstellung zu führen. Um nicht
wie das Kaiserreich am kriegsgesellschaftlichen Di-
lemma zu zerbrechen, wurde die Mobilisierung
über eine exorbitante Verschuldung und Ausplün-
derung exkludierter Bevölkerungsgruppen (Juden)
und besetzter Länder realisiert. Aus dieser Perspek-
tive gesehen, erscheinen die großen Verbrechen des
Nationalsozialismus nicht nur als Vollstreckung ei-
nes rassistischen Programms, sondern auch als
Kehrseite einer Mobilisierungsstrategie, welche die
deutsche Bevölkerung aus Angst vor einem zweiten
„1918“ schonte. Die deutschen Mobilisierungs-
anstrengungen erwiesen sich allerdings als zu gering
und zu ineffizient, um in den entscheidenden Jahren
1941–43 gegen die geschwächte Sowjetunion und
ihre Alliierten zu bestehen. Die totalitären Diktatu-
ren erscheinen aus einer Spencerschen Beobach-
tungsperspektive als idealtypische Verkörperung ei-
ner Kriegsgesellschaft.
5.
Geschichte stellt sich, wie jede welthistorische
Chronik lehrt, als immer wiederkehrende Abfolge
von Krieg und Frieden dar. Die allgemeine soziolo-
gische Theorie betrachtet allerdings Gesellschaft als
Zivilgesellschaft, obwohl gerade das 20. Jahrhun-
dert maßgeblich durch Kriege geprägt wurde. An-
gesichts dieser Ausgangslage ging es in diesem
Beitrag zunächst darum, das theoretische und his-
torische Terrain zu sondieren. Die Epoche der Welt-
kriege bietet dabei einen geeigneten Gegenstand,
um kriegsbedingte Vergesellschaftungsprozesse zu
studieren. In der Geschichte der Soziologie bis heu-
te war es Herbert Spencer, der am genauesten die
gesellschaftliche Wirkung von Kriegen allgemein-
theoretisch erfasste, indem er zwischen militäri-
schem und industriellem Gesellschaftstypus unter-
schied. Ich habe im Anschluss an Spencer zwei
Kategorien herausgearbeitet, die für das theoreti-
sche Verständnis kriegsbedingter Vergesellschaf-
tung von besonderer Bedeutung sein könnten: Mo-
bilisierung und kriegsgesellschaftliches Dilemma.
Diese Kategorien fungierten als Beobachtungsper-
spektive auf die Gesellschaften des Ersten Welt-
kriegs, die Sowjetunion und das „Dritte Reich“. Als
Hauptergebnis ist hervorzuheben: Ein langdauern-
der symmetrischer, tendenziell totaler Krieg führt
zu einer gesellschaftlichen Transformation. Es er-
scheint daher sinnvoll, idealtypisch Kriegsgesell-
schaft als Vergesellschaftung sui generis von Zivil-
gesellschaft zu unterscheiden. Diese These kann im
Rahmen dieses Aufsatzes nur für die Weltkriegs-
gesellschaften erhärtet werden. Eine erweiterte his-
torisch-soziologische Analyse würde zeigen, dass
während des letzten großen europäischen Krieges
vor dem Ersten Weltkrieg, den Revolutions- und
Nach-Revolutionskriegen 1892 bis 1815, ver-
gleichbare gesellschaftliche Transformationsprozes-
se nachweisbar sind.18 Auch können kriegsgesell-
schaftliche Strukturen die eigentliche Kriegszeit
(partiell) überdauern, wie im Fall der Sowjetunion
und Chinas.
So wie eine kriegsgesellschaftliche Transformation
gibt es auch eine zivilgesellschaftliche Re-Transfor-
mation. Die Befunde der zivilgesellschaftlichen Re-
Transformation im 20. Jahrhundert sind, insgesamt
gesehen, diffus und heterogen. Wir finden Fälle
gescheiterter zivilgesellschaftlicher Re-Transforma-
tion wie die Weimarer Republik oder die Sowjet-
union der NEP-Periode, gelungener Re-Trans-
formation (westeuropäische Länder nach dem
Zweiten Weltkrieg), partieller Re-Transformation
(China), verzögerter Re-Transformation (Sowjet-
union) oder auch unterbliebener Re-Transforma-
tion (Nordkorea). Im Unterschied zur kriegsgesell-
schaftlichen Transformation, die sich mit geradezu
naturhafter Kraft durchsetzt, erfolgt zivilgesell-
schaftliche Re-Transformation sukzessiv, zeitver-
setzt und partiell. Sie führt in der Regel nicht voll-
ständig zurück zum Status quo ante. Stattdessen
können bestimmte ursprünglich kriegsbedingt ein-
geführte Institutionen wie staatsbürgerschaftliche
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18 Das gilt insbesondere für das revolutionäre Frankreich
1792–1794. Die sog. „Entartung“ der französischen Re-
volution unter den Jakobinern ist ja nichts anderes als eine
kriegsgesellschaftliche Transformation.
Rechte, Tarifvertragssystem oder Betriebsräte auch
nach Kriegsende dauerhaft erhalten bleiben. In die-
sem Sinne gilt, „dass sich unsere Gegenwart nicht
ohne die Einbeziehung vergangener Kriege begrei-
fen lässt, gründen doch zahlreiche Modernisie-
rungsprozesse auf Dynamiken, die von militä-
rischen Konflikten ausgelöst oder zumindest
angestoßen wurden“ (Knöbl/Schmidt 2000a: 22).
Kriegsgesellschaft und Zivilgesellschaft sind, wie
auch bei Spencer der militärische und industrielle
Gesellschaftstypus, immer als Idealtypen zu verste-
hen. Sie beschreiben Tendenzen, wie sich Gesell-
schaft unter Kriegsbedingungen entwickelt. Diese
Tendenz geht am weitesten in den totalitären Syste-
men des Dritten Reichs und der Sowjetunion. Sie
geht nicht so weit im Ersten Weltkrieg, aber auch
hier, sogar im liberalen Großbritannien, kommt es,
bedingt durch die Intensität und Dauer des Krieges,
zur Herausbildung neuartiger gesellschaftlicher
Strukturen, also zu einer kriegsgesellschaftlichen
Transformation. In den USA gibt es zur Zeit des Vi-
etnam- und des Irakkrieges gewisse Tendenzen in
Richtung militärischer Gesellschaftstypus, man
denke nur an die Einschränkung der Grundrechte,
aber nicht so weit, dass man von einer kriegsgesell-
schaftlichen Transformation sprechen könnte. Der
Sinn des Konzepts „Kriegsgesellschaft“ als Ideal-
typus besteht zum einen darin, einheitliche Tenden-
zen zu beschreiben, zum anderen aber auch, die
sehr beträchtlichen Unterschiede zwischen einzel-
nen Kriegsgesellschaften zu verdeutlichen.
Im Lichte der Mobilisierungskategorie erscheint die
kriegsgesellschaftliche Moderne als zusammenhän-
gende Einheit. Diese ergibt sich einerseits durch
Mobilisierungskonkurrenz, andererseits über wech-
selseitige Beobachtung. Man kann mit Hilfe der Ka-
tegorien auch einzelne Kriegsgesellschaften hin-
sichtlich ihrer Gemeinsamkeiten und Unterschiede
vergleichen, z.B. daraufhin, welche Mobilisierungs-
strategien eingeschlagen werden und welche institu-
tionellen Arrangements sich herausbilden, um eine
Kriegsgesellschaft zu steuern.
Insgesamt gesehen kann eine Beobachtung von
Kriegsgesellschaften mit den Kategorien Mobilisie-
rung und kriegsgesellschaftliches Dilemma als heu-
ristisch ertragreich gelten. Ihre Grenzen liegen
darin, dass sie als Beobachtungsperspektive be-
stimmte Aspekte erhellen und in ihrer fundamen-
talen Wirkungskraft in Kriegsgesellschaften hervor-
treten lassen, andere Aspekte jedoch nicht erfassen.
Beobachtungsperspektiven sind immer „einseitig“,
sie geben kein „ausgewogenes“, „umfassendes“ Ge-
samtbild, sie blenden kausal relevante Faktoren
aus, welche nicht im Blickfeld der Perspektive lie-
gen. Das ist, mit Mannheim gesprochen, Ausdruck
der Partikularität einer Beobachtungsperspektive.
Die Spencersche Beobachtungsperspektive verdeut-
licht eindringlich die gewaltige strukturtransforma-
tive Kraft kriegsgesellschaftlicher Mobilisierung
und den verheerenden sozialen Sprengstoff, der in
ihr schlummert (kriegsgesellschaftliches Dilemma).
Aber der Aspekt kollektiver Gewalthaftigkeit, der
ja für Kriegsgesellschaften ganz zentral ist, bleibt
weitgehend ausgeblendet. Die Kategorien der Mo-
bilisierung und des kriegsgesellschaftlichen Dilem-
mas ermöglichen, den kriegsgesellschaftlichen Pro-
zess aus der Makroperspektive zu verfolgen und
denkend zu ordnen, aber die Mikro- und Meso-Per-
spektiven bleiben unterbelichtet. Um z.B. die stali-
nistischen und nationalsozialistischen Verbrechen
zu verstehen, ist eine kriegsgesellschaftliche Kon-
textualisierung sinnvoll und notwendig, aber für
ein „umfassendes“ theoretisches Verständnis müs-
sen die Mikro- und Mesoebene angemessen berück-
sichtigt werden.19 Für eine Analyse von Gesell-
schaften im totalen Krieg sind die Kategorien gut
geeignet, viel weniger für die „neuen“ „asymmetri-
schen“ Kriege (Münkler 2002, 2006; vgl. auch ty-
pologisch erweiternd Andreski 1968).
Von einem „umfassenden“ theoretischen Verständ-
nis von Kriegsgesellschaft bzw. kriegsbedingter Ver-
gesellschaftung sind wir derzeit noch weit entfernt.
Die Gesellschaften der Weltkriege aus der Spencer-
schen Perspektive zu beobachten ist ein kleiner
Schritt in diese Richtung. Es ist zu wünschen, dass
auch aus anderen theoretischen Perspektiven
Kriegsgesellschaften beobachtet werden und aus
der Vielfalt der Perspektiven mit der Zeit ein umfas-
senderes theoretisches Verständnis kriegsbedingter
Vergesellschaftung erwächst.
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